
2010/1 Entwurfsdatum: 31. Mai 2010

Hinweis (Entwurf )

Die Clearingstelle EEG gibt folgenden Hinweis zur Auslegung und Anwendung des
§ 3 Nr. 5 EEG 2009 – Inbetriebnahmezeitpunkt bei PV-Anlagen nach dem
EEG 2009:

1. Eine Anlage zur fotovoltaischen Erzeugung von Strom aus so-
larer Strahlungsenergie ist im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 in
Betrieb gesetzt, sobald in ihr aufgrund einer durch die An-
lagenbetreiberin oder den Anlagenbetreiber oder auf Geheiß
(z.B. im Auftrag) der Anlagenbetreiberin oder des Anlagenbe-
treibers vorgenommenen aktiven Handlung – d. h. insbesonde-
re nach Abschluss des Produktions- und Vertriebsprozesses –
erstmals Strom erzeugt und dieser außerhalb der Anlage um-
gewandelt („verbraucht“) wird.

2. Es wird widerleglich vermutet, dass eine Anlage zur fotovol-
taischen Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie
im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 ihre „technische Betriebsbe-
reitschaft“ erlangt hat, wenn in ihr nach Abschluss des Pro-
duktions- und Vertriebsprozesses erstmals Strom erzeugt und
dieser außerhalb der Anlage umgewandelt („verbraucht“) wird,
ohne dass ein sofortiger Defekt der Anlage eintritt. Eine solche
Umwandlung kann beispielsweise durch das Leuchten einer an
die Fotovoltaikanlage angeschlossenen Glühbirne stattfinden.

3. Der Anschluss eines Wechselrichters an ein Solarmodul bzw.
einen -strang ist für die Inbetriebnahme im Sinne des § 3 Nr. 5
EEG 2009 ebensowenig erforderlich wie die Einspeisung des in
dem Modul erzeugten Stroms in das Stromnetz.

4. Taugliche Nachweis-/Beweisführungsmittel für die Inbetrieb-
nahme sind insbesondere der Zeuginnen- bzw. Zeugenbeweis,
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beim Vorliegen weiterer Voraussetzungen die Inaugenschein-
nahme von Aufnahmen/Bildern und/oder die Vorlage eines In-
betriebnahmeprotokolls.
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1 Einleitung des Verfahrens

Die Clearingstelle EEG hat am 31. Mai 2010 durch den Vorsitzenden der Clearing-1
stelle EEG Dr. Lovens sowie die Mitglieder der Clearingstelle EEG Dr. Winkler und
Dr. Pippke beschlossen, zu folgender Frage ein Hinweisverfahren einzuleiten:

Wann ist eine Anlage zur fotovoltaischen Erzeugung von Strom aus so-2
larer Strahlungsenergie im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 in Betrieb ge-
nommen ?

Es handelt sich dabei um eine abstrakt-generelle Auslegungs- und Anwendungsfrage,3
für deren Beantwortung der Clearingstelle EEG die Durchführung eines Empfeh-
lungsverfahrens nicht geboten erscheint.

Der Einleitung voraus ging eine Vielzahl von an die Clearingstelle EEG gerichteten4
Anfragen von Anlagenbetreiberinnen und -betreibern sowie Netzbetreibern, wie der
Intriebnahmezeitpunkt bei Fotovoltaikanlagen zu bestimmen sei, sowie Anregun-
gen von bei der Clearingstelle EEG akkreditierten Verbänden, sich dieser Frage im
Rahmen eines Hinweisverfahrens anzunehmen. Zur Begründung wurde darauf hin-
gewiesen, dass in der Praxis große Unsicherheit herrsche, zu welchem Zeitpunkt
Fotovoltaikanlagen gem. § 3 Nr. 5 EEG 2009 in Betrieb genommen werden bzw.
worden sind. Der Inbetriebnahmezeitpunkt sei im Hinblick auf die Berechnung der
jährlichen Degression gem. § 20 EEG 2009 von sehr hoher Bedeutung, um – aus
Sicht der Anlagenbetreiberinnen und -betreiber – die Rendite einer Fotovoltaikanla-
ge prognostizieren bzw. – aus Sicht der Netzbetreiber – die Vergütung in korrekter
Höhe auszahlen zu können. Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Vergütung
von Strom aus Fotovoltaikanlagen zum 1. Juli 2010 gekürzt werden soll,1 hat zu
einer erheblichen quantitativen Zunahme der o. g. Anfragen insbesondere von An-
lagenbetreiberinnen und -betreibern an die Clearingstelle EEG geführt.

1Vgl. http://www.clearingstelle-eeg.de/PV_Novelle.
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2 Herleitung

Gemäß § 3 Nr. 5 EEG 20092 bedeutet5

„Inbetriebnahme“ die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Her-
stellung ihrer technischen Betriebsbereitschaft, unabhängig davon, ob
der Generator der Anlage mit Erneuerbaren Energien, Grubengas oder
sonstigen Energieträgern in Betrieb gesetzt wurde.

Zur Bestimmung der Inbetriebnahme ist daher zum einen zu klären, wann eine6
„erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage“ erfolgt, zum anderen, wann deren „techni-
sche Betriebsbereitschaft“ vorliegt.

2.1 „Erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage“

Zur Beantwortung der Frage, wann eine Fotovoltaikanlage erstmalig „in Betrieb ge-7
setzt“ worden ist, ist es zunächst erforderlich, den Begriff der „Anlage“ bei der Ver-
stromung solarer Strahlungsenergie durch Einsatz fotovoltaischer Technik zu klären.
Diese Frage zu beantworten, ist indes nicht Gegenstand des vorliegenden Hinweises.
Die Clearingstelle EEG weist in diesem Zusammenhang auf

• ihre Empfehlung 2009/53 hin, derzufolge jedes Modul eine Anlage i. S. v. § 3
Nr. 1 EEG 2009 und jede Solarzelle ein Generator i. S. v. § 3 Nr. 4 EEG 2009
ist und

• ihr Empfehlungsverfahren 2009/124 hin, in dessen Rahmen sie weitere, ener-
gieträgerübergreifende Erläuterungen zum Anlagenbegriff nach dem
EEG 2009 geben wird.5

2Verkündet als Art. 1 des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren Energien im Strom-
bereich und damit zusammenhängender Vorschriften v. 25.10.2008, BGBl. I 2074 ff., zuletzt geändert
durch Gesetz v. 22.12.2009, BGBl. I 3950, 3955 f., im Folgenden bezeichnet als EEG 2009.

3Empfehlung v. 10.06.2009 – 2009/5, abrufbar unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/5.
4Nähere Informationen unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/12.
5Über den Abschluss des Empfehlungsverfahrens informiert der elektronische Rundbrief der Clea-
ringstelle EEG, abrufbar und zu abonnieren unter http://www.clearingstelle-eeg.de/rundbrief .
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Für die Beantwortung der Frage, wann eine Fotovoltaikinstallation i. S. v. § 3 Nr. 58
EEG 2009 erstmalig in Betrieb gesetzt worden ist, war daher in diesem Hinweisver-
fahren im Wesentlichen der Frage nachzugehen, was unter „erstmalige(r) Inbetrieb-
setzung“ zu verstehen ist.

2.1.1 Wortlaut

Wann eine Fotovoltaikanlage in Betrieb gesetzt wird bzw. worden ist, ergibt sich nicht9
unmittelbar aus dem Wortlaut. Insbesondere ist der Begriff „Betrieb“ nicht weiter
definiert. Es lässt sich aus der Formulierung „Inbetriebsetzung der Anlage“6 indes
folgender Anhaltspunkt für ihre Anwendung und Auslegung gewinnen: Die Foto-
voltaikinstallation muss betrieben werden. Diese Formulierung setzt neben der Fo-
tovoltaikinstallation als technischer, willkürloser Einheit, die grammatikalisch Ge-
genstand einer Passivkonstruktion ist, ein Subjekt voraus, das sie „betreibt“.

Keine unmittelbare Antwort gibt die Wortlautanalyse auf die Frage, ob aus dem „Be-10
trieb“ der Fotovoltaikanlage – im Sinne eines Erzeugungsbetriebs – etwas weiteres
folgen muss oder ob für den Betrieb – im Sinne des Betriebes einer Infrastrukturein-
richtung – die bloße Existenz der Anlage bereits ausreicht.

Dass das In-Betrieb-Setzen einer Anlage eine im Vergleich mit der – verfahrensgegen-11
ständlich zu definierenden – Inbetriebnahme eine aktive Handlung erfordert, liegt
zwar zunächst nahe. Da der Wortlaut von § 3 Nr. 5 EEG 2009 indes in beiden Fällen
eine Passivkonstruktion aufweist, ohne das handelnde Subjekt zu benennen7, bleibt
die Auswertung des Wortlauts insoweit erfolglos.

Aufgrund der Analyse des Wortlauts ist somit jedenfalls festzuhalten, dass die Inbe-12
triebsetzung ein Subjekt erfordert, das die Anlage in Betrieb setzt.

Eine erschöpfende Antwort auf die Frage, wann und durch wen eine Fotovoltaikan-13
lage im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 in Betrieb gesetzt worden ist, ergibt die Wort-
lautanalyse indes nicht und ist daher der Auslegung unter Berücksichtigung des o. g.
Zwischenergebnisses vorbehalten.

6Hervorhebung nicht im Original.
7In beiden Fällen wird die Anlage – passiv – in Betrieb genommen bzw. in Betrieb gesetzt, ohne den
jeweiligen Akteur zu benennen.
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2.1.2 Auslegung

Systematik Zunächst ist eine systematische Auslegung vorzunehmen.14

§ 3 – Begriffsbestimmungen In systematischer Hinsicht ist zunächst festzustellen,15
dass die Inbetriebsetzung einer Anlage i. S. d. § 3 Nr. 5 EEG 2009 deren Definition –
gem. § 3 Nr. 1 EEG 20098 – voraussetzt. Hieraus lassen sich indes keine Rückschlüsse
zur Beantwortung der Frage ziehen, wann eine als solche definierte Anlage in Betrieb
gesetzt worden ist.

Indes lässt sich feststellen, dass die Begriffsbestimmungen9 in § 3 EEG 2009 drei auf-16
einander bezogene und teilweise aufeinander aufbauende Definitionen enthalten:

• Ausgangspunkt für alle weiteren Begriffsbestimmungen ist die Definition der
„Anlage“, § 3 Nr. 1 EEG 2009.

• Die Bestimmung, wer Anlagenbetreiberin, wer Anlagenbetreiber ist, lässt sich
hiervon gem. § 3 Nr. 2 EEG 2009 ableiten – „wer unabhängig vom Eigentum
die Anlage für die Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien oder aus
Grubengas nutzt“.

• „Inbetriebnahme“ ist gem. § 3 Nr. 5 EEG 2009 die erstmalige Inbetriebsetzung
der Anlage nach Herstellung ihrer technischen Betriebsbereitschaft, unabhän-
gig davon, ob der Generator der Anlage mit Erneuerbaren Energien, Gruben-
gas oder sonstigen Energieträgern in Betrieb gesetzt wurde.

Dem Nr. 1 nachfolgend in Nr. 5 des § 3 EEG 2009 definierten Begriff der Inbetrieb-17
nahme geht somit systematisch und definitorisch jedenfalls die Bestimmung voraus,
wann eine „Anlage“ vorliegt. Obwohl der Begriff der Inbetriebnahme systematisch
nach dem Begriff der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagenbetreibers definiert wird,
erscheint es hingegen nicht zwingend, die Ausfüllung des Begriffes der Inbetriebnah-
me davon abhängig zu machen, dass bereits in der „juristischen Sekunde“ vor der
Inbetriebnahme eine Anlagenbetreiberin bzw. ein Anlagenbetreiber existiert. Aller-
dings stehen die Definitionen in einem engen Zusammenhang, denn wenn „Anla-
genbetreiberin oder Anlagenbetreiber“10 ist, wer eine „Anlage für die Erzeugung von
8Vgl. hierzu das Empfehlungsverfahren 2009/12 der Clearingstelle EEG, nähere Informationen unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/2009/12.

9So die amtliche Überschrift über § 3 EEG 2009.
10Hervorhebung nicht im Original.
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Strom aus Erneuerbaren Energien oder aus Grubengas nutzt“11, dann setzt diese
Nutzung notwendig eine (erstmalige) „Inbetriebnahme“ voraus. Im Regelfall geht
die Inbetriebnahme sogar unmittelbar in den Betrieb der Anlage über, knüpft die
„Nutzung“ der Anlage durch die Anlagenbetreiberin bzw. den Anlagenbetreiber also
nahtlos an die Inbetriebnahme an. Dies rechtfertigt die Annahme, dass die Anlagen-
betreiberin bzw. der Anlagenbetreiber das bei dem Vorgang des In-Betrieb-Setzens
der Anlage maßgebliche Subjekt sein muss. Das In-Betrieb-Setzen als Überführung
der Anlage vom Zustand der (bloßen) technischen Betriebsbereitschaft in den Be-
trieb „zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie“ kann daher – da der
Betrieb als solcher einer Betreiberin oder eines Betreibers bedarf – nur durch oder
auf Geheiß der Anlagenbetreiberin bzw. des Anlagenbetreibers erfolgen.

Dies schließt die Inbetriebsetzung der Anlage etwa durch eine Installateurin oder18
einen Installateur ausdrücklich ein, indes nur dann, wenn diese oder dieser auf Ver-
anlassung der Person handelt, die mit der Inbetriebsetzung zur Anlagenbetreiberin
bzw. zum Anlagenbetreiber wird. Anderenfalls – also im Falle der „Ingangsetzung“
durch eine Herstellerin oder einen Hersteller bzw. eine Installateurin oder einen In-
stallateur, ohne dass dieser Vorgang jedenfalls für kurze Zeit in einen Betrieb zur
Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie mündet bzw. münden soll –
würde die Inbetriebsetzung der Anlage zu einem Betrieb ohne Anlagenbetreiberin
oder Anlagenbetreiber führen. Dies aber entspräche nicht der Systematik von § 3
Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 5 EEG 2009. Vielmehr wären solche Tätigkeiten einer Herstel-
lerin oder eines Herstellers oder einer Installateurin oder eines Installateurs als bloße
Funktionstests oder sonstige vorbereitende Handlungen vor der Inbetriebnahme zu
qualifizieren.

Die systematische Auslegung beantwortet somit die aufgrund der Wortlautanalyse19
offene Frage, auf wessen Veranlassung hin die Anlage „in Betrieb“ gesetzt wird. Es
handelt sich dabei um die- oder denjenigen, die oder der die Anlage für die Erzeugung
von Strom aus Erneuerbaren Energien oder aus Grubengas nutzt, mithin die Anlagen-
betreiberin bzw. den Anlagenbetreiber. Aus der systematischen Auslegung resultiert
daher, dass eine Herstellerin bzw. ein Hersteller oder eine Lieferantin bzw. ein Lie-
ferant von Solarzellen bzw. -modulen die Generatoren bzw. Anlagen nicht im Sinne
des § 3 Nr. 5 EEG 2009 in Betrieb zu setzen vermag, wenn und soweit sie oder er
die Solarzellen bzw. -module in dieser Eigenschaft – bspw. zur Überprüfung ihrer
11Hervorhebung nicht im Original.
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technischen Funktionstüchtigkeit – mit solarer Strahlungsenergie12 beaufschlagt13.

Des Weiteren legt die systematische Auslegung unter Berücksichtigung von § 3 Nr. 120
EEG 2009 („zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien“) nahe, dass aus
der Inbetriebnahme von Fotovoltaikanlagen etwas anderes, insbesondere ein von der
bloßen Existenz der technischen Installation als solcher verschiedenes Betriebser-
gebnis folgt. Denn § 3 Nr. 1 EEG 2009 definiert eine Anlage als Einrichtung zur
Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien, so dass die Inbetriebsetzung vor-
aussetzt, dass in der Anlage Strom erzeugt wird. Die finale Wendung in § 3 Nr. 1
EEG 2009 („zur“) legt es zudem nahe, dass mit „Betrieb“ ein Erzeugungsbetrieb und
nicht lediglich der Betrieb einer Infrastruktur gemeint ist, mithin das „Betriebsergeb-
nis“ außerhalb der Anlage geschaffen werden muss. Somit muss tatsächlich Strom er-
zeugt werden, der außerhalb der Anlage eine – wie auch immer geartete – Wirkung
hervorruft. Hierbei kann es sich beispielsweise um die Umwandlung des fotovol-
taisch erzeugten elektrischen Stroms in elektromagnetische Strahlung (Licht) und
thermische Energie (Wärme) durch den Einsatz einer Glühbirne handeln.

Ein Erzeugungsmodus für den Strom lässt sich hieraus indes nicht ableiten. Insbe-21
sondere lässt sich aus der systematischen Auslegung nicht folgern, dass Wechselstrom
erzeugt werden muss, da das von der bloßen Existenz der Anlage verschiedene Be-
triebsergebnis („Strom“) nicht weiter definiert ist.

Vielmehr stützt die Betrachtung des Regelungszusammenhangs von § 3 EEG 200922
die Annahme, dass die Produktion von Gleichstrom ausreichend ist. Da es sich bei
der fotovoltaischen Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie bei der So-
larzelle um den Generator und bei dem Solarmodul um die Anlage handelt14, gehört
der zur Erzeugung von Wechselstrom erforderliche Wechselrichter nicht zur Anlage
i. S. d. § 3 Nr. 1 EEG 2009. § 3 Nr. 5 EEG 2009 regelt indes die Inbetriebnahme der
Anlage im Sinne des § 3 Nr. 1 EEG 2009, nicht von zusätzlichen Einrichtungen. Es
erscheint nicht überzeugend, anzunehmen, dass zur Inbetriebsetzung einer Anlage
die Installation einer außerhalb ihrer selbst befindlichen Einrichtung erforderlich ist,
die nicht zur Erzeugung von Strom beiträgt.15 Aus systematischer Sicht ist daher für
die Inbetriebnahme einer Fotovoltaikanlage der Anschluss eines Wechselrichters an
12Oder anderem Licht.
13D.h. das Licht durch eine bewusste Handlung auf die Solarzelle bzw. das -modul treffen lässt.
14Vgl. Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 10.06.2009 – 2009/5, Leitsatz 1, abrufbar unter

http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/5.
15Zur Frage, ob der Anschluss eines Wechselrichters zur Herstellung der technischen Betriebsbereit-

schaft erforderlich ist, vgl. Seite 17.
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das Solarmodul bzw. den -strang nicht erforderlich.

§ 20 – Degression Die Bestimmung des Inbetriebnahmezeitpunktes ist systema-23
tisch insbesondere vor dem Hintergrund der Degressionsvorschriften, vor allem § 20
EEG 2009, zu betrachten. Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. Abs. 2 Nr. 8
EEG 200916 beträgt der Prozentsatz, um den die Vergütungen jährlich sinken, für
Strom aus solarer Strahlungsenergie, der in Anlagen erzeugt wurde, die in den je-
weils genannten Jahren in Betrieb gesetzt wurden

a) aus Anlagen nach § 32

aa) im Jahr 2010: 10,0 Prozent

bb) ab dem Jahr 2011: 9,0 Prozent sowie

b) aus Anlagen nach § 33

aa) bis einschließlich einer Leistung von 100 Kilowatt:

aaa) im Jahr 2010: 8,0 Prozent
bbb) ab dem Jahr 2011: 9,0 Prozent sowie

bb) ab einer Leistung von 100 Kilowatt:

aaa) im Jahr 2010: 10,0 Prozent,
bbb) ab dem Jahr 2011: 9,0 Prozent.17

Die Degressionsvorschriften erfordern aufgrund der am Inbetriebnahmezeitpunkt24
orientierten Vergütungsabsenkung eine genaue Bestimmung des Inbetriebnahme-
zeitpunktes, konkretisieren den Begriff der Inbetriebnahme selbst jedoch nicht.18

Systematisch knüpft die degressionsbedingte Vergütungsabsenkung aber auch an kein
anderes Kriterium als die Inbetriebnahme an – etwa an die Stromeinspeisung, die
einen Netzanschluss und die Erzeugung von Wechselstrom erforderte, aber gem.
§ 21 Abs. 1 EEG 2009 erst für den Beginn der Auszahlung von Vergütungen voraus-
gesetzt wird.
16Ggf. i. V. m. § 20 Abs. 2a EEG 2009 bei der Unter- oder Überschreitung der jeweils definierten, bei

der Bundesnetzagentur registrierten Gesamtleistungsgrenzen – die Vorschriften sind nachfolgend
nicht aufgeführt.

17Angaben gemäß dem EEG 2009 in der zuletzt durch Gesetz vom 22.12.2009, BGBl. I S. 3950, ge-
änderten Fassung. Zu den geplanten Änderungen der Degression bei Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus solarer Strahlungsenergie siehe http://www.clearingstelle-eeg.de/PV_Novelle.

18Nähere Ausführungen zur Bedeutung der Degression finden sich unter Punkt 34 ab Seite 13.
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§ 21 EEG 2009 – Vergütungsbeginn und -dauer § 21 EEG 2009 regelt Vergü-25
tungsbeginn und -dauer. § 21 Abs. 1 EEG 2009 stellt dabei für den Zeitpunkt des
Beginns der Vergütungszahlungen auf den Moment ab, in dem der Generator erst-
mals Strom ausschließlich aus Erneuerbaren Energien erzeugt und in das Netz nach
§ 8 Abs. 1 oder Abs. 2 EEG 2009 eingespeist hat oder der Strom erstmals nach § 33
Abs. 2 EEG 2009 verbraucht worden ist. Hieraus lässt sich im Umkehrschluss fol-
gern, dass die Einspeisung in das Netz bzw. der Eigenverbrauch nicht für die Annah-
me der Inbetriebnahme nach § 3 Nr. 5 EEG 2009 erforderlich ist.

Die systematische Auslegung legt es daher nahe, dass26

1. der Betrieb durch die Anlagenbetreiberin oder den -betreiber bzw. auf de-
ren/dessen Geheiß (zum Beispiel in deren/dessen Auftrag) erfolgen muss,

2. die bloße Existenz der Anlage für die Inbetriebsetzung nicht ausreicht, son-
dern in der Anlage Strom produziert werden muss, der außerhalb der Anlage
eine Wirkung hervorruft,

3. der Anschluss eines Wechselrichters und die tatsächliche Einspeisung von Strom
in das Netz für die allgemeine Versorgung für die Inbetriebsetzung der Anlage
nicht erforderlich ist.

Historie Die Vorgängervorschrift zu § 3 Nr. 5 EEG 2009 findet sich in § 3 Abs. 427
EEG 2004. Demnach war

„Inbetriebnahme . . . die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach
Herstellung ihrer technischen Betriebsbereitschaft oder nach ihrer Er-
neuerung, sofern die Kosten der Erneuerung mindestens 50 Prozent der Kos-
ten einer Neuherstellung der gesamten Anlage einschließlich sämtlicher tech-
nisch für den Betrieb erforderlichen Einrichtungen und baulicher Anlagen
betragen.“19

Die im o. g. Zitat hervorgehobenen Passagen sind nicht in den Wortlaut von § 3 Nr. 528
EEG 2009 übernommen worden20, ohne dass sich hieraus bezüglich des Zeitpunkts
19Hervorhebung nicht im Original.
20Zur Bedeutung der Tatbestandsmerkmale der technischen Anlagenzusammenfassungsfiktion gem.

§ 3 Abs. 2 Satz 2 EEG 2004 vgl. Empfehlungsverfahren 2009/12 der Clearingstelle EEG, nähere In-
formationen unter http://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2009/12.
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der Inbetriebsetzung weitere Schlüsse ziehen ließen. Die nicht hervorgehobene Pas-
sage ist weitgehend identisch mit der Formulierung in § 3 Nr. 5 EEG 2009, so dass
die historische Auslegung zur weiteren Konturierung des Inbetriebnahmezeitpunk-
tes nicht beiträgt.

Genese Die Gesetzesbegründung zu § 3 Nr. 5 EEG 2009 führt aus:2129

„1Nummer 5 bestimmt den Begriff der Inbetriebnahme. 2Diese Rege-
lung hat insgesamt durch die neu eingefügten allgemeinen Vergütungs-
vorschriften deutlich an Bedeutung verloren. 3Abgestellt wird auf den
Zeitpunkt der erstmaligen Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstel-
lung ihrer technischen Betriebsbereitschaft, unabhängig davon, ob der
Generator der Anlage mit Erneuerbaren Energien, Grubengas oder sons-
tigen Energieträgern in Betrieb gesetzt wurde. 4Maßgeblich ist daher der
Zeitpunkt, an dem erstmalig Strom zur Einspeisung in das Netz auf-
grund der technischen Bereitschaft des Generators tatsächlich zur Ab-
nahme angeboten wird. 5Eine Mitwirkung des Netzbetreibers ist nicht
erforderlich, um willkürliche Verzögerungen ausschließen zu können.“

Die Sätze 4 und 5 machen deutlich, dass der Gesetzgeber die Absicht verfolgte, die30
Inbetriebnahme bzw. -setzung unabhängig

1. von der (faktischen) Einspeisung in das Netz22

2. von der (weiteren) Mitwirkung des Netzbetreibers

definiert zu wissen.

Die genetische Auslegung spricht daher dafür, den Zeitpunkt der Inbetriebsetzung31
so zu bestimmen, dass Mitwirkungshandlungen des Netzbetreibers nicht erforder-
lich sind, sondern es allein die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber in der
Hand hat, die Inbetriebsetzung herbeizuführen. Da insbesondere die Einspeisung
des Stroms in das Netz eine Mitwirkungshandlung des Netzbetreibers technisch
zwar nicht erzwingt, nach der Regelungssystematik des EEG 2009 jedoch voraus-
setzt – vgl. insbesondere die Anschlussverpflichtung nach § 5 EEG 2009 –, legt auch
21BT-Drs. 16/8148, S. 39 –Satznummerierungen nicht im Original.
22„Maßgeblich ist der Zeitpunkt, an dem erstmalig Strom zur Einspeisung in das Netz (. . . ) angeboten

wird.“ – Hervorhebung nicht im Original. Eine Abnahme ist daher nicht erforderlich.
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die genetische Auslegung es nahe, die Einspeisung des erzeugten Stroms in das Netz
nicht als Bedingung der Inbetriebnahme anzusehen.

Gestützt wird dieser Befund wiederum durch die in der systematischen Auslegung32
gewonnene Erkenntnis, wonach zur Inbetriebnahme eine Umwandlung von Gleich-
in Wechselstrom durch Wechselrichter nicht erforderlich ist. Wäre aber zur Inbe-
triebnahme eine Einspeisung in das Netz für die allgemeine Versorgung notwendig,
so hätte dies zwangsläufig auch zur Folge, dass ohne Wechselrichter keine Inbetrieb-
nahme erfolgen könnte, weil Gleichstrom nicht in das mit Wechselstrom betriebene
Netz für die allgemeine Versorgung eingespeist werden könnte.

Sind weder der Netzanschluss noch das Vorhandensein eines Wechselrichters zu ver-33
langen, setzt die Inbetriebnahme auch nicht das Legen von Anschlussleitungen zum
Netzverknüpfungspunkt durch die Anlagenbetreiberin oder den Anlagenbetreiber
voraus.

Es erscheint zunächst fraglich, ob es sachgerecht ist, das in der Gesetzesbegrün-34
dung verlangte „tatsächliche Anbieten zur Abnahme“ im Rahmen der gesetzlicher
Pflichten aus dem EEG unter Heranziehung der rechtlichen Wertungen der § 145 ff.
BGB zu Annahme und Angebot von Willenserklärungen im Rahmen eines Vertrags-
schlusses zu betrachten. Zudem könnte sich die Frage stellen, ob ein Angebot nur
dann vorliegt, wenn es der Adressatin bzw. dem Adressaten zumindest grundsätz-
lich möglich ist, das Angebot anzunehmen, und zwar ohne wesentliche Zusätze und
Ergänzungen. Sofern man der späteren Annahme durch den Netzbetreiber noch
die Herstellung des Netzanschlusses als Teil einer (tatsächlichen) An- bzw. Abnah-
me zuordnete, wäre es konsequent, den Anlagenbetreiberinnen und -betreibern im
Rahmen des zuvor gemachten Angebotes (der Inbetriebsetzung) das Legen von An-
schlussleitungen abzuverlangen. Soll jedoch jedenfalls eine Mitwirkung des Netzbe-
treibes entbehrlich sein, was insbesondere nicht der Fall wäre, setzte die Inbetrieb-
nahme einen Netzanschluss voraus, so kann man für das Anbieten des Stromes durch
die Inbetriebsetzung auch nicht das Vorhandensein von Anschlussleitungen verlan-
gen. Anschlussleitungen können nicht sinnnvoll gelegt werden, solange der Netzver-
knüpfungspunkt nicht feststeht. Auch kann nicht angenommen werden, der Inbe-
triebnahme müsse jedenfalls die Einigung über den Netzverknüpfungspunkt voraus-
gegangen sein und die Anlagenbetreiberinnen und -betreiber dürften für die Inbe-
triebnahme lediglich nicht auf eine bereits abgeschlossene Herstellung des Netzan-
schlusses verwiesen werden. Denn auch eine vorauszusetzende Festlegung des Netz-
verknüpfungspunktes würde den Zeitpunkt der Inbetriebsetzung letztlich von einer

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1 können Sie
dieses Dokument herunterladen.

12

http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1


Mitwirkung des Netzbetreibers abhängig machen.

Sinn und Zweck Mit der Definition des Inbetriebnahmezeitpunktes verfolgte der35
Gesetzgeber das Ziel, die Anwendung der an diesen anknüpfenden Bestimmungen
zu ermöglichen. Wie unter Punkt 22 ab Seite 9 gezeigt, ist die Möglichkeit der Be-
rechnung der Degression eine wesentliche, an die Bestimmung des Inbetriebnahme-
zeitpunktes anknüpfende Konsequenz.

Die Gesetzesbegründung hierzu lautet:36

„1Zur Berücksichtigung des technologischen Fortschritts und wegen der
erwarteten Kostensenkung erfolgt baujahreinheitlich eine nominale, de-
gressiv ausgestaltete jährliche Absenkung der Vergütungs- und Bonus-
sätze. 2Die Nummern 1 bis 8 legen die Degression für die einzelnen er-
neuerbaren Energieträger fest. 3Im Bereich der solaren Strahlungsenergie
erhöht sich die Degression stufenweise . . . “23

Zwar fügt sich Satz 1 der o. g. Gesetzesbegründung nicht bruchlos in die bislang37
und insbesondere im Rahmen der Systematik dargestellte Auslegung des Inbetrieb-
nahmezeitpunktes ein, da eine baujahreinheitliche Absenkung der Vergütung vor-
aussetzen würde, das Herstellungsdatum der Solarzellen bzw. -module als Anknüp-
fungspunkt für die Degression zu wählen, während nach den bisherigen Auslegungs-
ergebnissen nicht das Baujahr (der Solarzelle bzw. des -moduls), sondern der – durch
die Anlagenbetreiberinnen bzw. -betreiber hervorgerufene – Inbetriebnahmezeit-
punkt maßgeblich ist. Indes lässt sich der Gesetzesbegründung hinsichtlich des mit
der Verkoppelung von Inbetriebnahmezeitpunkt und Degression verfolgten Ziels
der Hinweis entnehmen, dem technologischen Fortschritt und den zu erwartenden
Kostensenkungen bei den Komponenten durch die Absenkungen der Vergütung aus
Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren Energien entsprechen zu wol-
len. Der Gesetzgeber sieht die Degression damit als Instrument an, um ein Ansteigen
der antizipierten Rendite aus dem Betrieb neuer Fotovoltaikanlagen allein aufgrund
der Kostensenkungen der für die Erzeugung und Einspeisung erforderlichen techni-
schen Komponenten zu verhindern und um zugleich durch sinkende Einspeisevergü-
tungen herstellungs- und vertriebsseitige Kostensenkungspotentiale auch tatsächlich
in Form von sinkenden Endverbrauchspreisen zu realisieren.

23BT-Drs. 16/8148, S. 51. – Satznummerierungen nicht im Original.
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Aufgrund der teleologischen Auslegung liegt daher ergänzend eine Bestimmung des38
Inbetriebnahmezeitpunktes nahe, der den Hauptanteil der durch die Anlagenbetrei-
berinnen und -betreiber für den Betrieb der Fotovoltaikanlage aufzubringenden In-
vestition maßgeblich berücksichtigt, da dann das Ziel erreicht würde, die zu erwar-
tenden Kostensenkungen hinsichtlich der erforderlichen Komponenten mit der Ab-
senkung der zu erwartenden Einspeisevergütung korrelieren zu lassen.

Die Beschaffung der Solarzellen bzw. -module stellt mit einem Anteil von ca. 50 –39
60 % des Investitionsvolumens den überwiegenden, für den Betrieb einer Fotovol-
taikanlage erforderlichen Einzelposten dar.24 Ökonomisch tritt demgegenüber die
Bezahlung weiterer, notwendiger oder sinnvoller Einrichtungen oder Handhabun-
gen – wie insbesondere Bauplatten, Wechselrichter und der ortsfesten Installation
von Solarmodulen bzw. -strängen – in den Hintergrund.25

Die teleologische Auslegung stützt daher den sich insbesondere aus der systema-40
tischen Auslegung ergebenden Befund, demzufolge die erstmalige Produktion von
Strom aufgrund einer gewillkürten Handlung der Anlagenbetreiberin bzw. des Anla-
genbetreibers in einer Fotovoltaikanlage zu deren Inbetriebsetzung ausreicht, sofern
der Strom außerhalb der Anlage verbraucht wird. Denn in dem Moment, in dem
es die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber in der Hand hat, aufgrund ei-
ner eigenen Handlung die Produktion von Strom in Gang zu setzen, hat sie oder
er die maßgebliche Investition in die gesamte Fotovoltaikinstallation bereits getä-
tigt – sei es in Form der bereits erfolgten Bezahlung, sei es durch das Eingehen der
schuldrechtlichen Verpflichtung. Es handelt sich daher auch nicht um eine Umge-
hung der gesetzlichen Wertungen, wenn die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagen-
betreiber eine Fotovoltaikanlage kurzzeitig in Betrieb setzt, ohne sofort danach dau-
erhaft Strom zu produzieren und in das öffentliche Netz einzuspeisen. Denn mit der
Inbetriebnahme der Anlage löst die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber
lediglich die Festsetzung des für die Fotovoltaikanlage geltenden Vergütungssatzes
aus, ohne hingegen hiermit eine dauerhafte Vergütungsverpflichtung des Netzbetrei-
bers hervorzurufen. Die Vergütungspflicht des Netzbetreibers setzt die Einspeisung
des gewonnenen Stroms in das Netz vielmehr voraus, § 16 Abs. 4 und § 21 Abs. 1
EEG 2009.

24Vgl. z. B. Kaltschmitt/Müller/Schneider, in: Kaltschmitt/Streicher/Wiese (Hrsg.), Erneuerbare Ener-
gien, 4. Aufl. 2006, S. 261.

25Und dies unabhängig von und ergänzend zu dem Umstand, dass die genannten Komponenten nicht
zur Anlage gehören.
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2.1.3 Zwischenergebnis

Eine Fotovoltaikanlage ist dann gem. § 3 Nr. 5 EEG 2009 in Betrieb gesetzt, wenn41

1. die Anlagenbetreiberin bzw. der Anlagenbetreiber über die Solarzellen bzw.
die -module verfügt,

2. sie Strom erzeugt, der außerhalb ihrer Installation umgewandelt („verbraucht“)
wird, beispielsweise eine Glühbirne zum Leuchten bringt, indem der Strom in
elektromagnetische Strahlung und thermische Energie umgewandelt wird.

2.2 „nach Herstellung ihrer technischen Betriebsbereitschaft“

Klärungsbedürftig ist zudem, wie die Wendung „nach Herstellung ihrer technischen42
Betriebsbereitschaft“ zu verstehen ist.

Zunächst erscheint es unter Berücksichtigung der o. g. systematischen Auslegung ge-43
boten, dass die – im Gesetzestext ohne Subjekt definierte – „Herstellung“ der techni-
schen Betriebsbereitschaft der Anlage durch die Anlagenbetreiberin bzw. den Anla-
genbetreiber bzw. auf deren oder dessen Geheiß hervorgerufen wird. Dieser Befund
klärt die Frage, was unter „technischer Betriebsbereitschaft“ zu verstehen ist, indes
noch nicht. Insbesondere ist zu deren Beantwortung den Fragen nachzugehen, ob
bzw. in welchem Umfang technische Regelwerke zu berücksichtigen sind, ob die
ortsfeste Installation der Fotovoltaikanlage und/oder der Anschluss eines Wechsel-
richters erforderlich ist.

2.2.1 Einhaltung technischer Regelwerke

Im technischen Sinne erfordert die technische Betriebsbereitschaft, dass die Anla-44
genbetreiberin bzw. der -betreiber die Anlage in Betrieb setzen und damit Strom
erzeugen kann, ohne dass maßgebliche, betriebsrelevante Schäden oder bedeutende
Fehlfunktionen an der Anlage auftreten. Eine Anlage, die nach ihrer ersten „Inbe-
triebnahme“ Schäden oder bedeutende Fehlfunktionen evoziert, die die Produktion
eines von ihrer Existenz unabhängigen Betriebsergebnisses – namentlich die Erzeu-
gung von Strom – unwahrscheinlich oder gar unmöglich erscheinen oder werden
lässt, ist im technischen Sinne nicht „betriebsbereit“. Einerseits erscheint es der Clea-
ringstelle EEG daher ausgeschlossen, dass eine Fotovoltaikanlage, die durch die An-
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lagenbetreiberinnen und -betreiber erstmalig solarer Strahlung26 ausgesetzt wird und
entweder gar keinen Strom erzeugen kann oder durch die oder im Zusammenhang
mit der Stromerzeugung jedenfalls unverzüglich ihre Funktionsfähigkeit einbüßt,
„technisch betriebsbereit“ i. S. d. § 3 Nr. 5 EEG 2009 ist.

Andererseits gibt der Begriff der „technischen Betriebsbereitschaft“ keinen Anhalts-45
punkt dafür, dass einschlägige technische Regelwerke in dem Sinne zwingend anzu-
wenden wären, dass deren Nichtbeachtung die faktische Herstellung der technischen
Betriebsbereitschaft ausschlösse. Denn das EEG 2009 definiert keine näheren Anfor-
derungen an die Inbetriebsetzung von Fotovoltaikanlagen. Nach Überzeugung der
Clearingstelle EEG besteht die „technische Betriebsbereitschaft“ daher bereits dann,
wenn die Fotovoltaikanlage tatsächlich Strom erzeugen kann, ohne maßgebliche,
betriebsrelevante Fehlfunktionen aufzuweisen oder sofortigen Schaden zu erleiden.
Bei der Annahme, dass die Einhaltung technischer Regelwerke als solcher zum für
die Inbetriebnahme nicht erforderlich ist, handelt es sich jedoch um eine widerlegli-
che Vermutung, die im Einzelfall durch substantiiertes Bestreiten des Netzbetreibers
erschüttert werden kann.

Der Clearingstelle EEG ist kein Fall bekannt, in dem es zu Unstimmigkeiten zwi-46
schen einer Anlagenbetreiberin bzw. einem -betreiber und dem zuständigen Netzbe-
treiber über die Bestimmung des Inbetriebnahmezeitpunktes gekommen wäre, weil
beide darüber uneins sind, ob über die tatsächliche Produktion von Strom hinaus
noch technische Regelwerke einzuhalten sind. Die Clearingstelle EEG hält es aber
nicht für ausgeschlossen, dass Auseinandersetzungen hierüber im Einzelfall auftre-
ten können. Sie weist daher im Anhang unter Punkt 3 ab Seite 23 auf eine Reihe
möglicherweise einschlägiger Regelwerke hin, ohne den von vornherein geführten
Nachweis über deren Einhaltung durch Anlagenbetreiberinnen und -betreiber als
zwingende Voraussetzung der Inbetriebnahme im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 an-
zusehen.

Ortsfeste Installation der Fotovoltaikanlage Die ortsfeste Installation der Fo-47
tovoltaikanlage als Voraussetzung ihrer Inbetriebnahme fordert das Gesetz nicht.
Weder die Begriffsbestimmungen in § 3 EEG 2009 noch die Vorschriften im Teil
2 („Anschluss, Abnahme, Übertragung und Verteilung“, §§ 5 – 15) bzw. im Teil 3
(„Vergütung“, §§ 16 – 33) des EEG 2009 setzen einen ortsfesten Betrieb einer Anlage
voraus.
26Oder anderem Licht, vgl. § 3 Nr. 5 EEG 2009 a.E. („oder sonstigen Energieträgern“).
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Wechselrichter Die Installation eines Wechselrichters ist für die Herstellung der48
technischen Betriebsbereitschaft einer Fotovoltaikanlage nicht erforderlich. Dies er-
gibt sich nicht nur daraus, dass der Wechselrichter nicht zur Anlage gehört. Darüber
hinaus tangiert der Umstand, ob ein Wechselrichter den in der Fotovoltaikanlage
erzeugten Gleichstrom in Wechselstrom umwandelt (und so für die Einspeisung in
das Netz aufbereitet) oder der Gleichstrom als solcher umgewandelt („verbraucht“)
wird, das „Betriebsergebnis“ der Fotovoltaikanlage, die Erzeugung von Strom, nicht.

2.3 Nachweisfragen

Da die Inbetriebnahme über den Beginn und Dauer des Vergütungszeitraumes ent-49
scheidet, in der Regel aber ohne die Mitwirkung des Netzbetreibers stattfindet, kann
es erforderlich werden, das Ereignis der Inbetriebnahme – also das Vorhandensein
von Modulen und die Erzeugung von Strom durch diese Module – durch einen
Nachweis für Dritte, insbesondere den Netzbetreiber, nachvollziehbar zu machen.

2.3.1 Wortlaut und Auslegung

Der Wortlaut von § 3 Nr. 5 EEG 2009 verwendet den Begriff der Inbetriebnahme50
einer Anlage, erwähnt jedoch nicht, wie ein gegebenenfalls erforderlicher Nachweis
auszugestalten ist.

Ohne auszulegenden Nachweisbegriff kann auch keine Gesetzesauslegung unter sys-51
tematischer, historischer, genetischer oder teleologischer Betrachtung vorgenommen
werden. In genetischer Hinsicht finden sich jedenfalls in den Gesetzesmaterialien
auch keine Hinweise zu einer Vorstellung des Gesetzgebers bezüglich der Art und
Weise des Nachweises einer Inbetriebnahme.

2.3.2 Analoge Anwendbarkeit anderer im EEG 2009 vorgesehener Nachweise

Auch anderen Vorschriften im EEG 2009, die Vorgaben zur Nachweisführung hin-52
sichtlich anderer Tatbestandsmerkmale regeln, lassen sich keine übertragbaren An-
haltspunkte zu Art und Umfang des Nachweises der Inbetriebnahme i. S. d. § 3 Nr. 5
EEG 2009 entnehmen.

So sind z. B. die von § 6 Nr. 2 EEG 2009 i. V. m. § 6 Abs. 1, Abs. 2 SDLWindV an53
Windenergieanlagen gestellte Anforderungen laut des Gesetzeswortlautes durch Ein-
heitenzertifikate oder Sachverständigengutachten nachzuweisen. Diese Bestimmun-
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gen zur Nachweisführung können nicht zur Nachweisführung des Inbetriebnahme-
zeitpunktes gem. § 3 Nr. 5 EEG 2009 übernommen werden, denn sie regeln einen
eng umgrenzten Spezialfall und sollen das Vorliegen von Voraussetzungen sicher-
stellen, deren Bewertung in sehr hohem Maße spezifische Fach- und Sachkenntnis
voraussetzt.

Aufgrund der fehlenden inhaltlichen Vergleichbarkeit der nachzuweisenden Tatsa-54
chen oder der Struktur des Nachweises können weiteren vom EEG vorgesehene
Nachweisführungsarten nicht analog auf den Nachweis der Inbetriebnahme über-
tragen werden – beispielhaft sei die Bescheinigung einer Wirtschaftsprüferin oder
eines -prüfers27 genannt.

Ebensowenig kommt die Vorlage behördlicher Genehmigungen in Betracht, wie sie55
im Rahmen des § 23 Abs. 5 EEG 2009 unter anderem möglich ist.28 Denn die In-
betriebnahme i. S. d. § 3 Nr. 5 EEG 2009 setzt eine behördliche Genehmigung nicht
einmal materiell-rechtlich voraus; verfehlt wäre es daher, deren Nachweis formell zu
fordern.

Gleichermaßen ungeeignet ist der Vergleich mit Nachweisen, die zum Beweis von56
Vergütungsvoraussetzungen für den in Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Bio-
masse erzeugten Strom gesetzlich vorgegeben werden29 oder mit Herkunftsnachwei-
sen i. S. d. § 55 EEG 2009.

Insofern § 11 Abs. 3 EEG 2009 den Netzbetreiber verpflichtet, über die Erforder-57
lichkeit von Maßnahmen des Einspeisemanagements solche Nachweise vorzulegen,
die eine sachkundige dritte Person in die Lage versetzen, ohne weitere Information
die Erforderlichkeit der Maßnahmen vollständig nachvollziehen zu können und zu
diesem Zweck insbesondere die nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 erhobenen Daten vorzule-
27U.a. durch solche Bescheinigungen können gem. § 41 Abs. 2 EEG 2009 die Voraussetzungen für die

besondere Ausgleichsregelung gem. § 40 ff. EEG 2009 nachgewiesen werden.
28Als Nachweis der Erreichung eines guten oder einer wesentlichen Verbesserung des ökologischen

Zustandes i. S. d. § 23 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 EEG 2009 gilt gem. § 23 Abs. 5 Satz 2 EEG 2009
die Zulassung der Wasserkraftnutzung, die Bescheinigung der zuständigen Wasserbehörde oder ei-
ner Umweltgutachterin oder eines Umweltgutachters und bei einer aufgrund einer Modernisierung
erforderlichen neuen Zulassung der Wasserkraftnutzung, diese Zulassung.

29So etwa das Führen eines Einsatzstoff-Tagebuches (vgl. § 27 Abs. 3 Nr. 2; Nr. I. 1. b) der Anlage 2
EEG 2009); die Bescheinigung einer Umweltgutachterin oder eines Umweltgutachters (vgl. z. B.
§ 66 Abs. 5 Satz 5; Nr. I. 3. Satz 2 der Anlage 2 EEG 2009; Nr. II. der Anlage 4 EEG 2009; bzw.
gem. Nr. I. 1 , Nr. II 1. der Anlage 3 EEG 2009 das Gutachten durch Umweltgutachterin oder -
gutachter nach dem Stand der Technik oder das Vorlegen von Herstellerunterlagen); ein Nachweis
über die Einhaltung der Anforderungen nach BioSt-NachV (vgl. Nr. III. 6 der Anlage 2 EEG 2009);
Nutzungsnachweis nach Nr. IV Anlage 4 EEG 2009.
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gen, beinhaltet der Nachweis als Darlegung insbesondere von Einspeisedaten zwar
auch den Nachweis von Stromerzeugung und -fluss, also den Nachweis über phy-
sikalische Vorgänge, die auch zum Nachweis einer Inbetriebnahme nachvollziehbar
gemacht werden müssen. Gegen eine Übertragbarkeit auf die Nachweisführung bzgl.
der Voraussetzungen von § 3 Nr. 5 EEG 2009 spricht jedoch, dass für den Nachweis
der Inbetriebnahme keine Informationen über eine, für die Inbetriebnahme nicht
notwendige, Einspeisung zu liefern sind.

Schließlich stehen für die Nachweisführung im Rahmen des § 11 Abs. 3 EEG 2009 in58
der Regel durch Messinstrumente ermittelte Daten über Stromflüsse (z.B. (un)mittel-
bare Daten zur Stromeinspeisung) zur Verfügung; im Falle der Inbetriebnahme ei-
ner PV-Anlage kann hiervon jedoch nicht ausgegangen werden. Immerhin kann die-
ser Vorschrift entnommen werden, dass als Nachweis der Inbetriebnahme in Frage
käme, dem Netzbetreiber messtechnisch erstellte Daten über eine Stromerzeugung
vorzulegen. Da die Inbetriebnahme einer Anlage im Sinne des EEG aber nicht die
Installation von Messeinrichtungen voraussetzt, kommt eine solche Nachweisfüh-
rung nur dann in Betracht, wenn die konkrete Anlage zum Zeitpunkt ihrer Inbe-
triebnahme bereits über Messeinrichtungen verfügt oder die Stromerzeugung durch
mobile Messeinrichtungen erfasst werden kann. Anderenfalls muss die Stromerzeu-
gung auch auf anderem Wege als durch eine messtechnische Erfassung nachgewiesen
werden können.

2.3.3 Heranziehung des allgemeinen Zivilprozessrechts

Da das EEG 2009 weder direkt noch analog Anhaltspunkte für die Nachweisführung59
über die Inbetriebnahme i. S. d. § 3 Nr. 5 EEG 2009 bietet, sind – soweit vorhanden
– allgemeine Vorschriften heranzuziehen.

Jedoch sind auch dem allgemeinen materiellen Zivilrecht keine Vorgaben zum Nach-60
weis technischer Vorgänge zu entnehmen. Grundsätzlich steht es Anlagenbetreibe-
rinnen oder -betreibern bzw. Netzbetreibern daher mangels gesetzlicher Vorgaben
frei, untereinander jegliche Quellen, Dokumente oder Ähnliches, das zumindest
geeignet ist, alle oder einige für eine Inbetriebnahme im obengenannten Sinne er-
forderlichen Tatsachen abzubilden, als Nachweis anzuerkennen. Insofern bestehen
zahlreiche Möglichkeiten der Nachweisführung.

Kommt es jedoch bis zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung, ist rechtssicher,61
was vor Gericht als Beweis anerkannt wird. Sicher nachgewiesen werden kann eine
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Inbetriebnahme daher jedenfalls dann, wenn der Nachweis den Anforderungen der
Zivilprozessordnung30 (ZPO) genügt.

Da die Darlegung und ggf. der Beweis der Inbetriebnahme von PV-Installationen62
wegen der daran anknüpfenden Berechnung der Vergütungsdegression (Vergütungs-
höhe) und der Vergütungsdauer, die regelmäßig im Rahmen der Bestimmung der
Vergütungsansprüche aus § 16 EEG 2009 stattfindet, vorteilhaft für Anlagenbetreibe-
rinnen und -betreiber ist, obliegt die Darlegungs- und Beweislast hinsichtlich des In-
betriebnahmezeitpunktes nach den allgemeinen zivilprozessualen Regeln dabei den
Anlagenbetreiberinnen und -betreibern.

Von den förmlichen Beweismitteln kommen für den Nachweis des Zeitpunktes der63
Inbetriebnahme i. S. d. § 3 Nr. 5 EEG 2009 einer Anlage insbesondere die Zeugenaus-
sage (§§ 373 ff. ZPO) und die Urkunde (§§ 415 ff. ZPO) als Beweis über eine von der
Ausstellerin bzw. dem Aussteller der Urkunde – z. B. von einer Elektroinstallateurin
oder einem Elektroinstallateur – gemachte Aussage in Frage.

Durch die Aussage oder das Gutachten eines (erst) vor Gericht hinzugezogenen Sach-64
verständigen (§§ 402 ff. ZPO) wird hingegen die Festlegung der Inbetriebnahme auf
einen bestimmten, in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt und deren in zeitlicher
Hinsicht rückwirkende Prüfung und Bewertung nur in äußerst eingeschränkter Wei-
se und damit in der Regel nicht möglich sein. Erst recht dürfte der Nachweis über
die Inbetriebsetzung nicht durch eine Inaugenscheinnahme (§ 371 ZPO) zu führen
sein, da diese regelmäßig nachträglich erfolgen müsste, sich nachträglich die erstmali-
ge Stromproduktion und -umwandlung indes nicht sinnlich wahrnehmen lässt. Mit
Erkenntnisgewinn in Augenschein genommen werden könnten hingegen bildtech-
nische Aufnahmen, die zum Zeitpunkt der Inbetriebsetzung erstellt wurden.

Die Vernehmung der Gegenpartei gem. § 445 ZPO, auf die gem. § 445 Abs. 1 Satz 165
Halbsatz 1 ZPO nur subsidiär zurückgegriffen werden kann, kommt nur in Frage,
wenn eine Mitarbeiterin bzw. ein Mitarbeiter des Netzbetreibers bei der Inbetrieb-
nahme zugegen war, da der Netzbetreiber andernfalls aufgrund Nichtwissens kei-
ne Aussage treffen kann. Wenn allerdings gleichzeitig mit der Inbetriebnahme die
erstmalige Einspeisung von Strom stattgefunden hat und der Netzbetreiber letztere
hat wahrnehmen können, so könnte die Inbetriebnahme durch die Vernahme der
Gegenpartei (des Netzbetreibers) möglicherweise für diesen, nicht jedoch für einen
früheren Zeitpunkt festgestellt werden.
30Zivilprozessordnung i. d. Fassung v. 5. 12.2005, BGBl. I S. 3202, zuletzt geändert durch Art. 3 des

Ges. v. 24. 09.2009, BGBl. I S. 3145; im Weiteren als „ZPO“ bezeichnet.
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2.3.4 Geeignete Beweis-/Nachweismittel

Demnach kommen für den Nachweis, wann eine Fotovoltaikanlage in Betrieb ge-66
setzt worden ist, nach Auffassung der Clearingstelle EEG insbesondere folgende
Beweis-/Nachweismittel in Betracht:

1. Nachweis durch Zeuginnen bzw. Zeugen67

Der Inbetriebnahmezeitpunkt kann durch die Aussage einer der Inbetriebnah-
me beiwohnenden Zeugin bzw. eines Zeugen bewiesen werden. Diese bzw.
dieser hätte jedenfalls die Umstände zu bezeugen, aus denen sich ergibt, dass
aufgrund einer gewillkürten Handlung der Anlagenbetreiberin bzw. des An-
lagenbetreibers bzw. einer Person, die auf deren oder dessen Geheiß handelt,
in der Fotovoltaikanlage Strom erzeugt und außerhalb der Anlage umgewan-
delt/verbraucht wird – beispielsweise, indem sie oder er bezeugt, dass eine an
die Fotovoltaikanlage angeschlossene Glühbirne ohne anderweitige Stromzu-
fuhr geleuchtet hat.

Somit können auch im Elektrofach unkundige Personen die Umstände der
Inbetriebnahme bezeugen, z.B., dass eine an ein Solarmodul angeschlossene
Glühbirne zu leuchten begonnen hat, nachdem die Anlagenbetreiberin bzw.
der Anlagenbetreiber das Modul dem Sonnen- oder anderem Licht ausgesetzt
hat. Nicht dem Zeuginnen- bzw. Zeugenbeweis zugänglich ist hingegen der
Umstand der Inbetriebnahme gemäß § 3 Nr. 5 EEG 2009 als solcher, da dessen
Feststellung einer über die Bestätigung von Tatsachen hinausgehende rechtli-
che Würdigung voraussetzt.31

2. Nachweis durch Inaugenscheinnahme von Aufnahmen/Bildern68

Der Nachweis kann auch durch die Inaugenscheinnahme von Aufnahmen, ins-
besondere Bildern, geführt werden. Dabei obliegt es den Anlagenbetreiberin-
nen und -betreibern, die Aussagekraft der darin enthaltenen Informationen
sicherzustellen und die Zuordnung zu einer bestimmten Anlage und einem
bestimmten Zeitpunkt zu ermöglichen. Insbesondere obliegt es der Anlagen-
betreiberin bzw. dem Anlagenbetreiber, das Datum der Aufnahme zweifelsfrei
feststellbar zu machen. Die Clearingstelle EEG rät, bildtechnische Aufnahmen
durch die Heranziehung von Zeuginnen bzw. Zeugen zu stützen.

31Nicht ausreichend ist daher eine Zeuginnen- bzw. Zeugenaussage, die sich auf den Inhalt beschränkt,
dass eine Inbetriebnahme stattgefunden habe.
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3. Nachweis durch schriftliches Inbetriebnahmeprotokoll69

Im Sinne eines Strengbeweises kann die Inbetriebnahme auch durch die Vorla-
ge eines Inbetriebnahmeprotokolls nachgewiesen werden. Das Protokoll muss
alle Angaben enthalten, die die Tatbestandsmäßigkeit der Inbetriebnahme
zweifelsfrei belegen.

Die Clearingstelle EEG rät Anlagenbetreiberinnen und -betreibern, die den
Nachweis durch ein schriftliches Inbetriebnahmeprotokoll führen wollen, das
Inbetriebnahmeprotokoll durch eine von der Anlagenbetreiberin bzw. dem
Anlagenbetreiber unabhängige fachkundige Person erstellen zu lassen und/
oder den Netzbetreiber bei der Aufnahme des Inbetriebnahmeprotokolls hin-
zuzuziehen, um spätere Zweifel des Netzbetreibers an den dokumentierten
Umständen auszuschließen. Die Clearingstelle EEG weist indes darauf hin,
dass hieraus keine Pflicht des Netzbetreibers folgt, bei der von der Anlagenbe-
treiberin oder dem Anlagenbetreiber beabsichtigten Inbetriebnahme zugegen
zu sein.
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3 Anhang: Technische Betriebsbereitschaft von Foto-
voltaikanlagen – Normen und technische Regelwer-
ke

Die Clearingstelle EEG gibt nachfolgend eine Übersicht über die potentiell einschlä-
gigen Normen und technischen Regelwerke, die für den Betrieb von Fotovoltaik-
anlagen beachtlich sein können. Die Clearingstelle EEG weist im Rahmen dieses
Hinweises darauf hin, dass der geführte Nachweis über deren Einhaltung durch An-
lagenbetreiberinnen und -betreiber nicht von vornherein als zwingende Vorausset-
zung der Inbetriebnahme im Sinne des § 3 Nr. 5 EEG 2009 anzusehen ist.

Die Regelwerke

1. Photovoltaik-Anlagen – Technische Anforderungen, Planungs- und Installati-
onshinweise32

2. DIN VDE 0100 – 712:2006 – 0233

lassen die nachfolgenden Normen in der jeweils aktuellen Fassung als für den Betrieb
von Fotovoltaikanlagen als relevant erscheinen:

VDE-Nummer Titel aktuelle Ausg.

VDE 0100 – 410 Errichten von Niederspannungsanlagen, Teil
4 – 41: Schutzmaßnahmen – Schutz gegen
elektrischen Schlag

2007 – 06

VDE 0100 – 460 Errichten von Niederspannungsanlagen,
Schutzmaßnahmen – Trennen und Schalten

2002 – 08

VDE 0100 – 510 Errichten von Niederspannungsanlagen, Teil
5 – 51: Auswahl und Errichtung elektrischer
Betriebsmittel – Allgemeine Bestimmungen

2007 – 06*

*) Zur Zeit in Überarbeitung.
32TÜV Technische Überwachung Hessen GmbH : Photovoltaik-Anlagen – Technische Anforderungen,

Planungs- und Installationshinweise, 3. Auflg. Hrsg.:Hessisches Ministerium für Umwelt, Land-
wirtschaft und Forsten, Abteilung Energie und Atomaufsicht. Wiesbaden, 2000.

33DKE Deutsche Kommission Elektrotechnik Elektronik Informationstechnik im DIN und VDE: Errich-
ten von Niederspannungsanlagen – Teil 7 – 712: Anforderungen für Betriebsstätten, Räume und An-
lagen besonderer Art – Solar-Photovoltaik-(PV)-Stromversorgungssysteme (IEC 60364 – 7-712:2002,
modifiziert); Deutsche Übernahme HD 60364 – 7-712:2005 + Corrigendum:2006, VDE-Verlag, Ber-
lin 2006.
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VDE-Nummer Titel aktuelle Ausg.

VDE 0100 – 520 Errichten von Niederspannungsanlagen, Teil
5 – 52: Auswahl und Errichtung von elektri-
schen Betriebsmitteln – Kabel- und Leitungs-
anlagen34

2003 – 06*

VDE 0100 – 537 Elektrische Anlagen von Gebäuden – Aus-
wahl und Errichtung elektrischer Betriebs-
mittel – Geräte zum Trennen und Schalten

1999 – 06

VDE 0100 – 540 Errichten von Niederspannungsanlagen, Teil
5 – 54: Auswahl und Errichtung elektrischer
Betriebsmittel – Erdungsanlagen, Schutzleiter
und Schutzpotentialausgleichsleiter

2007 – 06*

VDE 0100 – 551 Elektrische Anlagen von Gebäuden –
Auswahl und Errichtung elektrischer
Betriebsmittel; Andere Betriebsmittel;
Niederspannungs-Stromversorgungsanlagen

1997 – 08*

VDE 0100 – 712 Errichten von Niederspannungsanla-
gen, Teil 7 – 712: Anforderungen für
Betriebsstätten, Räume und Anlagen be-
sonderer Art – Solar-Photovoltaik-(PV)-
Stromversorgungssysteme35

2006 – 06

VDE 0100 – 737 Errichten von Niederspannungsanlagen –
Feuchte und nasse Bereiche und Räume und
Anlagen im Freien

2002 – 01

VDE 0105 – 100 Betrieb von elektrischen Anlagen – Allgemei-
ne Festlegungen

2009 – 10

VDE V 0126 – 1-1 Selbsttätige Schaltstelle zwischen einer netz-
parallelen Eigenerzeugungsanlage und dem
öffentlichen Niederspannungsnetz

2006 – 02

*) Zur Zeit in Überarbeitung.

34Inklusive Beiblatt 1 Leitfaden für elektrische Anlagen – Auswahl und Errichtung elektrischer Betriebs-
mittel – Kabel- und Leitungsanlagen – Begrenzung des Temperaturanstiegs bei Schnittstellenanschlüs-
sen (2008 – 10) und Beiblatt 2 Errichten von Niederspannungsanlagen – Zulässige Strombelastbarkeit,
Schutz bei Überlast, maximal zulässige Kabel- und Leitungslängen zur Einhaltung des zulässigen Span-
nungsfalls und der Abschaltbedingungen (2002 – 11) sowie der Berichtigung 1 Berichtigungen zu DIN
VDE 0100 – 520 (VDE 0100 Teil 520):2003 – 06 (2003 – 08).

35Gilt zusätzlich zu den Gruppen 300 – 600 der VDE 0100. Vgl. G. Kiefer: DIN VDE 0100 richtig
angewandt – Errichten von Niederspannungsanlagen übersichtlich dargestellt, 3. Auflg. In: VDE-
Schriftenreihe 106, VDE-Verlag, Berlin 2006, S. 36.
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VDE-Nummer Titel aktuelle Ausg.

VDE 0140 – 1 Schutz gegen elektrischen Schlag – Gemeinsa-
me Anforderungen für Anlagen und Betriebs-
mittel36

2007 – 03

VDE 0276 – 1000 Starkstromkabel – Strombelastbarkeit, Allge-
meines; Umrechnungsfaktoren37

1995 – 06

VDE 0298 – 3 Verwendung von Kabeln und isolierten Lei-
tungen für Starkstromanlagen – Leitfaden für
die Verwendung nicht harmonisierter Stark-
stromleitungen38

2006 – 06

VDE 0298 – 4 Verwendung von Kabeln und isolierten Lei-
tungen für Starkstromanlagen – Teil 4: Emp-
fohlene Werte für die Strombelastbarkeit von
Kabeln und Leitungen für feste Verlegung in
und an Gebäuden und von flexiblen Leitun-
gen39

2003 – 08

VDE 0298 – 300 Leitfaden für die Verwendung harmonisierter
Niederspannungsstarkstromleitungen40

2009 – 09

*) Zur Zeit in Überarbeitung.

36Ersetzt die Norm VDE 0140 – 1:2003 – 08, welche die Norm VDE 0140 – 1:2001 – 08 ersetzte, die
wiederum VDE 0106 – 101 Schutz gegen gefährliche Körperströme – Grundanforderungen für die si-
chere Trennung in elektrischen Betriebsmitteln (1986 – 11) und VDE 0106 – 1 Schutz gegen elektrischen
Schlag – Klassifizierung von elektrischen und elektronischen Betriebsmitteln (1982 – 05) ersetzte.

37Ersetzt die Norm VDE 0298 – 2 Verwendung von Kabeln und isolierten Leitungen für Starkstromanla-
gen – Empfohlene Werte für die Strombelastbarkeit von Kabeln mit Nennspannungen U<(Index)0>/U
bis 18/30 kV (1979 – 11).

38Ersetzt die Norm VDE 0298 – 3:1983 – 08 Verwendung von Kabeln und isolierten Leitungen für Stark-
stromanlagen – Allgemeines für Leitungen (1983 – 08).

39Ersetzt die Norm VDE 0298 – 4:1998 – 11 Verwendung von Kabeln und isolierten Leitungen für Stark-
stromanlagen – Empfohlene Werte für die Strombelastbarkeit von Kabeln und Leitungen für die fes-
te Verlegung in Gebäuden und von flexiblen Leitungen, welche die Norm VDE 0298 – 4:1988 – 02
Verwendung von Kabeln und isolierten Leitungen für Starkstromanlagen – Empfohlene Werte für die
Strombelastbarkeit von Leitungen ersetzte.

40Ersetzt VDE 0298 – 300:2004 – 02 Verwendung von Kabeln und isolierten Leitungen für Starkstro-
manlagen – Teil 300: Leitfaden für die Verwendung harmonisierter Niederspannungsstarkstromleitun-
gen, welche VDE 0298 – 300:1999 – 04 Leitfaden für die Verwendung harmonisierter Niederspannungs-
starkstromleitungen ersetzte, die wiederum VDE 0298 – 300:1991 – 03 Verwendung von Kabeln und
isolierten Leitungen für Starkstromanlagen – Leitlinie für harmonisierte Leitungen ersetzte.
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VDE-Nummer Titel aktuelle Ausg.

VDE 0413 – 8 Elektrische Sicherheit in Niederspannungs-
netzen bis AC 1.000 V und DC 1.500 V – Ge-
räte zum Prüfen, Messen oder Überwachen
von Schutzmaßnahmen – Teil 8: Isolations-
überwachungsgeräte für IT-Systeme41

2007 – 12

VDE 0510 VDE-Bestimmung für Akkumulatoren und
Batterie-Anlagen

1977 – 01

VDE 0510 – 2 Sicherheitsanforderungen an Batterien und
Batterieanlagen – Stationäre Batterien42

2001 – 12

VDE 0660 – 107 Niederspannungsschaltgeräte – Teil 3: Last-
schalter, Trennschalter, Lasttrennschalter und
Schalter-Sicherungs-Einheiten43

2010 – 02

VDE 0660 – 500 Niederspannungs-Schaltgerätekombina-
tionen – Teil 1: Typgeprüfte und partiell
typgeprüfte Kombinationen

2005 – 01

VDE 0660 – 514 Niederspannungs-
Schaltgerätekombinationen – Schutz gegen
elektrischen Schlag – Schutz gegen unabsicht-
liches direktes Berühren gefährlicher aktiver
Teile44

2002 – 11

VDE 0664 – 10 Fehlerstrom-/Differenzstrom-Schutzschalter
ohne eingebauten Überstromschutz (RC-
CBs) für Hausinstallationen und für ähnliche
Anwendungen – Teil 1: Allgemeine Anforde-
rungen

2010 – 01

*) Zur Zeit in Überarbeitung.

41Ersetzt die Norm VDE 0413 – 8:1998 – 05 Elektrische Sicherheit in Niederspannungsnetzen bis AC
1.000 V und DC 1.500 V – Geräte zum Prüfen, Messen oder Überwachen von Schutzmaßnahmen – Iso-
lationsüberwachungsgeräte für IT-Netze, welche die Norm VDE 0413 – 8:1984 – 02 Geräte zum Prüfen
der Schutzmaßnahmen in elektrischen Anlagen ersetzte.

42Ersetzt die Norm VDE 0510 – 2:1986 – 07 Akkumulatoren und Batterieanlagen – Ortsfeste Batterie-
anlagen.

43Ersetzt die gleichnamige Norm VDE 0660 – 107:2006 – 03, welche die Norm VDE 0660 – 107:2001 –
12 Niederspannungsschaltgeräte – Lastschalter, Trennschalter, Lasttrennschalter und Schalter-Sicherungs-
Einheiten ersetzte, welche die gleichnamige Norm VDE 0660 – 107:2000 – 02 ersetzte, die wiederum
die gleichnamige Norm VDE 0660 – 107:1992 – 12 ersetzte.

44Ersetzt die Norm VDE 0106 – 100 Schutz gegen elektrischen Schlag – Anordnung von Betätigungsele-
menten in der Nähe berührungsgefährlicher Teile (1983 – 03). Inklusive der Berichtigung 1 Berichtigung
zu DIN EN 50274 (VDE 0660 – 514):2002 – 11 (2009 – 11).

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1 können Sie
dieses Dokument herunterladen.
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VDE-Nummer Titel aktuelle Ausg.

VDE 0664 – 20 Fehlerstrom-/Differenzstrom-Schutzschalter
mit eingebautem Überstromschutz (RCBOs)
für Hausinstallationen und für ähnliche
Anwendungen – Teil 1: Allgemeine Anforde-
rungen

2010 – 01

VDE 1000 Allgemeine Leitsätze für das sicherheitsge-
rechte Gestalten technischer Erzeugnisse

1979 – 03

*) Zur Zeit in Überarbeitung.

Die Dokumente der Reihe VDE 0185 Blitzschutz, von denen vormals die Teile 1, 2,
100 und 103 zu berücksichtigen waren, wurden zurückgezogen und zumindest bis-
lang nicht ersetzt. Ob hieraus folgt, dass die Normen VDE 0185 – 305-1 Blitzschutz –
Teil 1: Allgemeine Grundsätze (2006 – 10) sowie die zugehörige Berichtigung 145, VDE
0185 – 305-3 Blitzschutz – Teil 3: Schutz von baulichen Anlagen und Personen mit zuge-
hörigen Beiblättern46 und Berichtigungen47 sowie die VDE 0185 – 305-4 Blitzschutz –
Teil 4: Elektrische und elektronische Systeme in baulichen Anlagen (2006 – 10) sowie die
zugehörige Berichtigung 148 weiterhin anwendbar sind, war durch die Clearingstelle
EEG in diesem Hinweisverfahren nicht zu entscheiden.

Ende des Entwurfs

45Berichtigung 1 Berichtigungen zu DIN EN 62305 – 3 (VDE 0185 – 305-3):2006 – 10 (2007 – 06).
46Beiblatt 1 Zusätzliche Informationen zur Anwendung der DIN EN 62305 – 3 (VDE 0185 – 305-3)

(2009 – 10), Beiblatt 2 Zusätzliche Informationen für besondere bauliche Anlagen (2009 – 19), Beiblatt
3 Zusätzliche Informationen für die Prüfung und Wartung von Blitzschutzsystemen (2007 – 10), Bei-
blatt 4 Verwendung von Metalldächern in Blitzschutzsystemen (2008 – 01) und insbesondere Beiblatt
5 Blitz- und Überspannungsschutz für PV Stromversorgungssysteme (2009 – 10).

47Berichtigung 1 Berichtigungen zu DIN EN 62305 – 3 (VDE 0185 – 305-3):2006 – 10 (2007 – 06) und
Berichtigung zum Beiblatt 3 Berichtigung zu DIN EN 62305 – 3 Bbl 3 (VDE 0185 – 305-3 Bbl 3):2007 –
01 (2009 – 10).

48Berichtigung 1 Berichtigungen zu DIN EN 62305 – 4 (VDE 0185 – 305-4):2006 – 10 (2007 – 6).

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien mbH, GF Christine Kruczynski. Unter http://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2010/1 können Sie
dieses Dokument herunterladen.
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